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Sachverhalt 
Sophie Schmid ist neun Jahre alt und besucht die dritte Klasse der 
öffentlichen Primarschule der Schulgemeinde P. Nach einem guten 
Start in die Schulzeit lassen Sophies Leistungen stark nach. Sie ist 
unausgeglichen, frech und gelegentlich sehr aggressiv gegenüber 
ihren Mitschülerinnen und Mitschülern. Eine Abklärung ergibt, dass 
Sophie bezüglich ihrer intellektuellen Fähigkeiten im sprachlichen 
und mathematisch-analytischen Bereich weit über dem Durchschnitt 
liegt. Der zuständige schulpsychologische Dienst kommt zum 
Schluss, dass Sophies auffälliges Verhalten im Zusammenhang mit 
ihrer schulischen Unterforderung steht. 
Die Schulgemeinde P. schlägt vor, Sophie während insgesamt vier 
Wochenstunden von den Fächern Sprache und Rechnen zu befreien 
und ihr stattdessen Kleingruppen-Kurse im Rahmen eines besonde-
ren pädagogischen Programms für hochbegabte Kinder anzubieten. 
Die Kurse finden in einem anderen Ortsteil statt. Um an den beiden 
Nachmittagen, an denen die Kurse angeboten werden, zu diesen 
Kursen zu gelangen, muss Sophie zu Fuss oder mit dem Fahrrad eine 
Strecke von rund zwei Kilometern zurücklegen, wobei sie zwei stark 
befahrene Hauptstrassen sowie die Bahnlinie überqueren muss. Öf-
fentlichen Nahverkehr gibt es in der Gemeinde P. nicht. 
Herr und Frau Schmid, die Eitern von Sophie, sind mit dem Vor-
schlag der Schulgemeinde P. nicht einverstanden. Sie sind über-
zeugt, dass die vereinzelten Kurse Sophies Unterforderung nicht be-
heben. Sie schlagen vielmehr vor, Sophie auf Kosten der Schulge-
meinde in die private «IQ-school» zu schicken, die auf Kleingrup-
penunterricht für hochbegabte Kinder spezialisiert ist und zweispra-
• Ich danke Herrn lic. iur. Martin Knüsel für seine Mitarbeit. 
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ehig geführt wird (Deutsch und Englisch). Das Ehepaar Schmid 
macht weiter geltend, dass es Sophie nicht zurnutbar sei, für die von 
der Schulgemeinde angebotenen Spezialkurse einen so langen und 
auch gefährlichen Weg auf sich zu nehmen. Da sie beide voll berufs-
tätig seien, könnten sie Sophie auch nicht mit dem Auto in die Kurse 
bringen und von diesen wieder abholen. 
Die kantonale Volksschulgesetzgebung enthält keine Bestimmungen 
über den Umgang mit hochbegabten Kindern. Vielmehr werden auf 
diese in ständiger Praxis die Bestimmungen über die Sonderschulung 
für Kinder mit Lernstörungen und anderen Behinderungen sinnge-
mäss angewandt. 
Frage 
Beurteilen Sie den Vorschlag der Schulgemeinde P. und die Einwän-
de des Ehepaars Schmid aus rechtlicher Sicht. 
Fall4 
Lösung 
I. Anspruch auf ausreichenden und unentgeltli-
chen Grundschulunterricht gernäss Art. 19 BV 
1. Gehalt von Art. 19 BV 
a) Allgemeines 
Aufgrund der besonderen Struktur von Sozialgrundrechten ist der präzisen Erör-
terung ihres Schutzumfangs besondere Aufmerksamkeit zu schenken, da Sozial-
grundrechte -je nach dogmatischem Standpunkt (siehe nachfolgend d) - nicht 
oder nur in sehr geringem Ausmass eingeschränkt werden können1. Ob ein An-
spruch zu bejahen ist, ergibt sich in der Regel bereits aus einer sauberen Aus-
einandersetzung mit dem Schutzgehalt 
Art. 19 BV gewährleistet einen Anspruch auf ausreichenden und un-
entgeltlichen Grundschulunterricht Dieses soziale Grundrecht ver-
leiht einen individuellen Anspruch auf eine staatliche Leistung, näm-
lich auf eine ausreichende (Grund-)Ausbildung2. Auch wenn sozia le 
Grundrechte in der Regel durch weitere Erlasse konkretisiert werden, 
sind die durch sie eingeräumten Ansprüche justiziabel. Sie können im 
Streitfall gerichtlich durchgesetzt werden 3. Der Anspruch auf Grund-
schulunterricht dient insbesondere der Verwirklichung der Chancen-
gleichheit, indem in der Schweiz alle Menschen ein Mindestmass an 
Bildung erhalten sollen, das nicht nur der individuellen Entfaltung 
dient, sondern auch für die Wahrnehmung der Grundrechte unab-
dingbar ist4 . Der Anspruch wird verletzt, wenn die Ausbildung des 
Kindes in einem Mass eingeschränkt wird, dass die Chancengleich-
heit nicht mehr gewahrt ist, oder wenn es Lehrinhalte nicht vermit-
telt erhält, die in der hiesigen Wertordnung als unverzichtbar gelten5. 
Siehe SCHEFER (Beeinträchtigung), S. 99 ff. 
Z.B. REGULA KÄGI-DIENER, in: St. Galler Kommentar, Art. 19 N. 4. 
BGer, 7.11.2002, V. gegen grosser Rat des Kantons Bern, 2P.297/2001, 
E. 5.4. 
4 Siehe etwa BGE 129 I 12, 16, E. 4.1; BGE 129 I 35, 38, E. 7.2; REGINA KIE-
NER, Bildung, Forschung und Kultur, in: Thürer et al. (Hrsg.), §57 N. 2; UL-
RICH MEYER-BLASER/THOMAS GÄCHTER, Der Sozialstaatsgedanke, in: Thürer et 
al. (Hrsg.), § 34 N. 32; GERHARD SCHMID/MARKUS SCHOn, in: St. Galler Kom-
mentar, Art. 62 N. 15. 
BGer, 5.2.2003, A. und B.D. gegen Schulgemeinde G., 2P.216/2002, E. 4.2 . 
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In Art. 62 Abs. 2 BV werden die Kantone verpflichtet, für einen aus-
reichenden, allen Kindern offen stehenden und an öffentlichen Schu-
len unentgeltlichen obligatorischen Grundschulunterricht zu sorgen. 
Bei der Definition der Anforderungen, die an einen ausreichenden 
Grundschulunterricht gestellt werden, verbleibt den Kantonen ein 
nicht unerheblicher Gestaltungsspielraum6, der auch durch den am 
21. Mai 2006 von Volk und Ständen angenommenen Art. 62 Abs. 4 
BV nur insofern eingeschränkt wird, als die Kantone nunmehr aus-
drücklich gehalten sind, auch die Ziele der einzelnen Bildungsstufen 
miteinander zu harmonisieren. 
Der Begriff des Grundschulunterrichts findet sich erst seit wenigen 
Jahren im schweizerischen Verfassungsrecht Bis zum Inkrafttreten 
der neuen Bundesverfassung war im Verfassungstext von «Primarun-
terricht» die Rede7 . Mit guten Gründen, vor allem mit Hinweis auf die 
völkerrechtlichen Verpflichtungen der Schweiz8, wird die Ansicht ver-
treten, der Begriff des Grundschulunterrichts sei breiter und umfas-
sender zu verstehen als «Primarunterricht»9 . Die Praxis knüpft bis-
lang jedoch an der bisherigen Rechtsprechung zu Umfang und Be-
deutung des Primarunterrichts an10 • 
b) Ausreichender Grundschulunterricht 
Der aus Art. 19 BV abgeleitete Anspruch umfasst nach Praxis und 
Lehre ein angemessenes, erfahrungsgernäss ausreichendes Bil-
dungsangebot an öffentlichen Schulen. Er dient in erster Linie dem 
Erwerb al ler elementaren intellektuellen Fähigkeiten sowie der 
Kenntnisse, die die Erlernung eines Berufes oder den Übertritt an 
weiterführende Schulen ermöglichen. Zudem ist eine allgemeine 
Grundbildung auch von staatspolitischer Bedeutung, da nur gut aus-
gebildete Bürgerinnen und Bürger ihre demokratischen Rechte adä-
quat wahrnehmen können 11 • Dies bedingt etwa eine Mindestdauer 
BGE 129 I 12, 16, E. 4.2; BGE 129 I 35, 38, E. 7.3. 
7 Art. 27 Abs. 2 aBV. Siehe HERBERT PLOTKE, Die Bedeutung des Begriffes 
Grundschulunterricht in Art. 19 und Art. 62 Abs. 2 der Bundesverfassung, ZBI 
2005, s. 553 ff., 556 ff. 
8 Siehe Art. 13 Abs. 2 Bst. a und b UNO-Pakt I sowie Art. 28 Abs. 1 Bst. a und 
b UN-Kinderrechtekonvention (SR 0.107). Die direkte Anwendbarkeit dieser 
Bestimmungen ist indes umstritten; vgl. PLOTKE (Fn . 7), S. 555. 
HÄFELIN/HALLER, N. 928 f.; RHINOW (Verfassungsrecht), N. 3103 ff. 
10 BGE 129 I 35, 39, E. 7.4; siehe PLOTKE (Fn. 7), S. 559. 
11 Botschaft des Bundesrates über eine neue Bundesverfassung vom 20. No-
vember 1996, BBI 1997 I 277 f. 
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der Schulpflicht, wobei sich die Kantone in einem Konkordat auf eine 
Mindestschuldauer von neun Jahren geeinigt haben12 . 
Ein Mehr an individueller Betreuung, das theoretisch möglich wäre, 
kann aufgrund von Art. 19 BV mit Rücksicht auf das staatliche Leis-
tungsvermögen nicht gefordert werden13 . Ein Anspruch auf die opti-
male oder die geeignetste Schulung des einzelnen Kindes besteht 
niche4• Das Bildungsangebot muss im Rahmen der staatlichen Mög-
lichkeiten jedoch auf die besonderen Bedürfnisse der Kinder und Ju-
gendlichen Rücksicht nehmen 15 . Diese Rücksichtnahme auf die Be-
dürfnisse der einzelnen Kinder ergibt sich auch aus Art. 11 Abs. 1 
BV, der die Förderung der Entwicklung der Kinder und Jugendlichen 
vorschreibt16, sowie aus Art. 41 Abs. 1 Bst. f BV, der Bund und Kan-
tone verpflichtet, Kindern und Jugendlichen eine ihren Fähigkeiten 
angepasste Aus- und Weiterbildung zu ermöglichen17 • 
Der Unterricht muss grundsätzlich am Wohnort der Schüler erteilt 
werden; die räumliche Distanz zwischen Wohn- und Schulort darf 
den Zweck der ausreichenden Grundschulausbildung nicht gefähr-
den18. 
c) Unentgeltlichkeit 
Die Unentgeltlichkeit des Grundschulunterrichts ist das notwendige 
Gegenstück zur Grundschulpflicht, da diese anders nicht wirksam 
durchgesetzt und zudem kaum legitimiert werden könnte. Die Erhe-
bung einer Benutzungsgebühr oder eines Schulgeldes für den Be-
such der obligatorischen Schulen ist somit ausgeschlossen. Lehrmit-
tel und Verbrauchsmaterialien müssen hingegen von Bundesrechts 
12 Art. 2 Bst. b des Konkordates über die Schulkoordination vom 29. Oktober 
1970, vom Bundesrat am 14. Dezember 1970 genehmigt. 
13 BGE 129 I 12, 20, E. 6.4; BGer, 5.2.2003, A. und B.D. gegen Schulgemeinde 
G., 2P.216/2002, E. 4.3 und E. 5 [ausdrücklich zur Zürcher Regelung]. 
14 BGE 129 I 12, 20, E. 6.4; Verwaltungsgericht Zürich, 20.8.2003, 
VB.2003.00067, E. 2d (=RB 2003, Nr. 36). 
15 Sinngernäss BGE 129 I 35, 38, E. 7.3 f.; vgl. auch KÄGI-DIENER (Fn. 2), N. 12, 
14; MARKUS Rüssu, Begabtenförderung an öffentlichen Schulen, ZBI 2003, 
s. 352 ff., 354 f. 
16 Siehe etwa RUTH REUSSER/KURT LÜSCHER, in: St. Galler Kommentar, Art. 11 
N. 12. Hingegen ergibt sich aus Art. 11 BV kein Anspruch auf Zuteilung in ein 
bestimmtes Schulhaus. Pra 2002, Nr 140, S. 765 f., E. 4.2 (= BGer, 
28.3 .2002, A. und B. gegen Schulrat der Gemeinde Schwyz, 2P.324/2001) . 
17 PLOTKE (Fn. 7), S. 562 ff. 
18 BGE 129 I 35, 38, E. 7.3. 
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wegen nicht kostenlos abgegeben werden, wobei die Kantone die 
Lehrmittel fast überall unentgeltlich zur Verfügung stellen 19 • 
Wie andere soziale Grundrechte gewährleistet das verfassungsmäs-
sige Recht auf unentgeltlichen und ausreichenden Grundschulunter-
richt nur die Einhaltung eines Mindeststandards20 • Die Unentgeltlich-
keit bezieht sich daher ausschliesslich auf den Besuch öffentlicher 
Schulen am Wohnort des schulpflichtigen Kindes während der neun-
jährigen Grundschulausbildung. Ein Anspruch auf Besuch privater 
Schulen auf Kosten des Gemeinwesens lässt sich aus Art. 19 BV 
grundsätzlich nicht ableiten. 
Zum Gehalt von Art. 19 BV Iiessen sich noch weitere Ausführungen machen, z.B. 
zum Gebot, dass die öffentliche Grundschule konfessionell neutral zu sein hat. Da 
diese Fragen im vorliegenden Zusammenhang nicht von Belang sind, wird auf 
entsprechende Ausführungen verzichtet. In eine Fallbearbeitung sollten grund-
sätzlich nur direkt fallbezogene Erörterungen aufgenommen werden. 
d) Zur Einschränkbarkeit von Sozialgrundrechten 
Art. 36 BV, welcher die kumulativ erforderlichen Voraussetzungen für 
die Einschränkung von Grundrechten aufzählt, ist im Wesentlichen 
auf Freiheitsrechte zugeschnitten. Diese Eingriffsregelung - oder ge-
nauer: das Schema zur Prüfung der Rechtmässigkeit einer freiheits-
beschränkenden Anordnung21 - ist nicht für soziale Grundrechte 
konzipiert. Bei diesen Grundrechten, die Ansprüche auf positive Leis-
tungen des Staates begründen, stellt die Verfassung keine Schran-
ken auf. Vielmehr nennt sie die Voraussetzungen, unter denen ein 
entsprechender Anspruch besteht oder ein Recht ausgeübt werden 
kann22 • 
Die Tragweite von Sozialgrundrechten ist im Wesentlichen auf Grund 
von Kriterien zu bestimmen, die aus der Substanz des jeweiligen 
Grundrechts zu entwickeln sind23 • Die Beeinträchtigungen solcher 
grundrechtlicher Leistungsrechte ist im Grundsatz unzulässig. Insbe-
sondere steht der finanzielle Aufwand, der zur tatsächlichen Gewähr-
leistung des grundrechtliehen Minimalanspruchs erforderlich ist, nicht 
19 HERBERT PLOTKE, Schweizerisches Schulrecht, 2. Aufl., Bern etc. 2003, S. 183. 
20 BGer, 5.2.2003, A. und B. gegen Schulgemeinde G., 2P.216/2002, E. 4.3. 
21 HÄFELIN/HALLER, N. 304. 
22 Botschaft des Bundesrates über eine neue Bundesverfassung vom 
20. November 1996, BBI 1997 I 194 f . 
23 SCHEFER (Beeinträchtigung), S. 99 f. 
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mehr zur Disposition des politischen Prozesses24 . Bei den Sozial-
grundrec~ten k~mmen deshalb nach der neueren Lehre die Bestim-
mungen uber d1e Einschränkung von Grundrechten nicht direkt zur 
Anwe.ndung25• Zu beachten ist allerdings, dass das Bundesgericht ge-
rade 1m Zusa':'lmenh~ng mit dem Anspruch auf Grundschulunterricht 
~~· 36 BV «s~nngemass» anwendet, soweit einschränkende Konkre-
~ISierungen des Grundrechts.~ beispielsweise in der Form von Diszip-
llnarmassnahmen gegen Schuler- zu beurteilen sind26• 
2. Berücksichtigung unterschiedlicher Begabungen 
a) Begabtenförderung als Verfassungsauftrag 
Das reguläre Bil~ungssystem2 wird den besonderen Bedürfnissen der Hochbegab~~n n1cht gerecht 7• Das Bildungsrecht diente bisher vor 
allem der Forderung der durchschnittlich und auch der schwach Be-
gabten und Behinderten28• Vielfach sehen die kantonalen Schulge-
setzgebungen gar keine besonderen Massnahmen für die Förderung 
hochbegabter Kinder vor29• 
Die Förderung unterschiedlicher Begabungen lässt sich auf Verfas-
sun.gseb~ne vor all.~m ~~f den in Art. 8 Abs. 1 BV enthaltenen 
Gle1chhe1tssatz abstutzen . Aus diesem soll sich denn auch ein Ge-
setzgebung~auftrag zur Begabtenförderung ableiten lassen31 die 
Chancengleichheit ermöglicht. Auf die Schule bezogen bedeut~t der 
Gru~dsatz der Chancengleichheit, dass alle Kinder und Jugendlichen 
Beh~n.derte ~n? H~chbegabte, über dieselben Chancen verfügen sol~ 
len, 1hre Fah1gke1ten zu entfalten32 . Ein unmittelbarer, aus der 
24 s 
. CHEFER (Beeinträchtigung), S. 100 f., mit weiteren Hinweisen. Dies bedeutet 
Jedoch n1cht, dass a.ufgrund sozialer Grundrechte individuelle Leistungen ein-
25 g~fordert werden konnen, d1e vom Staat bisher nicht gewährleistet wurden . 
HAFELIN/HALLER, N. 302 f. 
26 BGE 129 I 35, 42, E. 8.2. 
27 ~~~0H;N HÖRDEGEN, Chancengleichheit und Schulverfassung, Zürich etc. 2006, 
~: RüSSLI(Fn. 15), S. 352; SCHMID/SCHOTI (Fn. 4), N. 20, 25. 
Vgl. Russu (Fn. 15), S. 352 f.; siehe etwa BGer, 5.2.2003, A. und B.D. gegen 
Schulgemeinde G., 2P.216/ 2002, E. 5.4; Verwaltungsgericht Zürich 
19.6.2001, VB.2001.00127, E. 2. I 
30 HöRDEGEN (Fn. 27), s. 411. 
31 p 
AUL RICHLI, Chancengleichheit im Schul- und Ausbildungssystem als Problem 
des Staats- und Verwaltungsrechts, ZBI 1995, s. 197 ff. , 212. 
32 PLOTKE (Fn. 19), S. 385 f. 
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Rechtsgleichheit abgeleiteter Anspruch auf Förderungsmassnahmen 
für besonders Begabte wird in Rechtsprechung und Lehre indes 
überwiegend abgelehnf3. 
b) Individueller Anspruch auf eine der Hochbegabung 
entsprechende Grundschulbildung 
Aus Art. 19 BV ergibt sich grundsätzlich ein Anspruch auf eine den 
ind ividuellen Fähigkeiten des Kindes und seiner Persönlichkeitsent-
wicklung entsprechende, unentgeltliche Grundschulausbildung34. 
Art. 19 BV gewährleistet jedoch - unter Berücksichtigung des staatli-
chen Leistungsvermögens - nur einen Mindeststandard im Sinne ei-
nes angemessenen und ausreichenden Bi ldungsangebots35. 
Gernäss der Rechtsprechung des Bundesgerichts ist es zulässig, dass 
die Kantone einen Anspruch auf Besuch einer Privatschule, für den 
das Gemeinwesen die Kosten übernimmt, nur in ganz speziell gela-
gerten Fällen anerkennen; nämlich dann, wenn die Förderung hoch-
begabter Kinder im Rahmen der Regelklasse der öffentlichen Schule 
nicht in geeigneter Weise berücksichtigt werden kann36. Die Über-
weisung eines hochbegabten Kindes in eine private Spezialschule 
soll , wie sich bereits aus dem Verfassungstext fo lgern lässt, eine 
Ausnahme darstellen. Es ist nach der bundesgerichtliehen Rechtspre-
chung nicht willkürlich, und es verstösst auch nicht gegen die 
Rechtsgleichheit, wenn hochbegabten Kindern eine etwas langsame-
re Gangart zugemutet wird . Es müsse daher weniger rasch als bei 
schwach Begabten zur teuersten Massnahme der privaten Sonder-
schulung gegriffen werden.37 
Vorab ist daher stets zu prüfen, ob das Gemeinwesen nicht andere 
geeignete Förderungsmassnahmen vorsieht. Denkbar sind hier bei-
spielsweise Förderkurse, Kleinklassenunterricht, das Überspringen 
eines Schuljahres, staatliche Sonderklassen fü r Hochbegabte etc. 38 
Als Grundsatz gilt, dass die Berücksichtigung der individuellen Leis-
tungsfähigkeit und Begabung der Kinder soweit als möglich im Rah-
33 Siehe Rüssu (Fn. 15), S. 356 m.w.H . 
34 Dazu vorne l.l .b); siehe auch HÖRDEGEN (Fn. 27), S. 413 mit Hinweis auf BGE 
129 I 12, 17, E. 4.2 . 
35 BGer, 5.2.2003, A. und B.D gegen Schulgemeinde G., 2P.216/2002, E. 4.3 
und E. 5.4. 
36 BGer, 5.2.2003, A. und B.D gegen Schulgemeinde G., 2P.216/2002, E. 5.4. 
37 BGer, 5.2.2003, A. und B.D gegen Schulgemeinde G., 2P.216/2002, E. 6.6. 
38 Siehe Rüssu (Fn. 15), S. 356 ff. 
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men der Regelklasse bzw. im Rahmen der staatlichen Grundschulun-
terrichtsformen erfolgen soll 39. Bei der Stufenfolge der Massnahmen 
ist j eweils vorrangig das Wohl des Kindes zu berücksichtigen40. 
c) Kantonale Rechtsgrundlagen 
In denjenigen Fällen, in denen die kantonalen Schulgesetzgebungen 
keine besonderen Massnahmen für die Förderung hochbegabter Kin-
der vorsehen, werden in der Regel die Bestimmungen über die Son-
derschulung herangezogen und analog auf die Begabtenförderung 
angewendet41 . Die Subsumtion der Begabtenförderung unter die Be-
stimmungen der Sonderschulung wird damit begründet, dass hoch-
begabte Kinder - in einem weiten Sinn verstanden - auch als schwer 
erziehbar gelten und ihre Unterforderung zu einer wesentlichen Be-
hinderung des Unterrichts in den Regelklassen führen kann42. 
Die analoge Anwendung der Bestimmungen für die Sonderschulung 
auf die Begabtenförderung ist im Licht des Legalitätsprinzips aller-
dings nicht unproblematisch. Das Gesetzmässigkeitsprinzip gilt nicht 
nur für die Eingriffsverwaltung, sondern auch für die Leistungsver-
waltung43. Selbst wenn ein Eingriff kein Freiheitsrecht berührt, muss 
das Gesetzmässigkeitsprinzip eingehalten werden44. Im Bereich der 
Leistungsverwaltung sind die Anforderungen an die Bestimmtheit des 
Rechtssatzes und an das Erfordernis der Gesetzesform im Allgemei-
nen jedoch weniger streng45. Wichtige Fragen müssen allerdings zu-
mindest in den Grundzügen in einem Gesetz geregelt sein46. Das 
Bundesgericht hat jedoch bislang die kantona le Praxis, welche die 
Vorschriften über die Sonderschulung sinngernäss auf Hochbegabte 
anwendet, nicht beanstandet47. 
In Bezug auf die gesetzliche Grundlage zur Förderung hochbegabter 
Kinder ist somit eine entsprechende Anpassung der kantonalen 
Schulgesetzgebung geboten. Die Voraussetzungen, bei denen ein 
39 BGer, 5.2.2003, A. und B.D gegen Schulgemeinde G., 2P.216/2002, E. 5.4 . 
40 PLOTKE (Fn. 19), S. 414. 
41 Rüssu (Fn. 15), s. 360 f . 
42 Verwaltungsgericht Zürich, 19.6.2001, VB.2001.00127, E. 2. 
43 HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, N. 414. 
44 HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, N. 415. 
45 HÄFELIN/MüLLER/UHLMANN, N. 416 mit Hinweis auf BGE 103 Ia 369, 381 ff., 
E. 6. 
46 BGE 125 I 173, 176, E. 4a . 
47 BGer, 5.2.2003, A. und B.D. gegen Schulgemeinde G., 2P.216/2002, E. 5.4. 
Fall4 
Anspruch auf staatliche Förderung Hochbegabter besteht, sollten 
dabei in einem Gesetz im formellen Sinn umschrieben werden. Für 
die konkrete Ausgestaltung der Förderungsmassnahmen im Einzel-
nen genügt ein Erlass auf Verordnungsstufe. 
Bislang wurde in allgemeiner Weise auf den Gehalt von Art. 19 BV eingegangen. 
Methodisch ist das nicht zwingend. Es wäre auch korrekt, sogleich mit der nach-
folgend behandelten Kernfrage zu beginnen, inwiefern auch bei Hochbegabung 
ein Leistungsanspruch gernäss Art. 19 BV besteht. Bei einem solchen Vorgehen 
hätten bei den einzelnen Punkten weiterführende Bemerkungen zum Gehalt von 
Art. 19 BV angebracht werden müssen. Entscheidend ist für die Art der Darstel-
lung, an wen sich ein Rechtstext richtet: Handelt es sich um eine Rechtsschrift an 
eine Behörde (z.B. eine Schulbehörde oder ein Gericht), wird mit Vorteil sogleich 
beim konkreten Problem angesetzt. Bei Texten, die allgemeinverständlich sein 
sollten (z.B. Gerichtsentscheide oder Ausbildungsliteratur), kann sich die Auftei-
lung in allgemeine Ausführungen und Subsumtion der konkreten Fragestellung 
unter diese Ausführungen anbieten. 
11. Beurteilung des Vorschlags der 
Schulgemeinde 
Die Unentgeltlichkeit des Grundschulunterrichts bezieht sich auf den 
Besuch öffentlicher Schulen am Wohnort des schulpflichtigen Kindes. 
Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts besteht kein Anspruch 
auf Kostenübernahme durch das Gemeinwesen beim Besuch einer 
Privatschule zur Begabtenförderung. Für den Unterricht an Privat-
schulen haben die Betroffenen grundsätzlich selber aufzukommen48 • 
Nur wenn die öffentliche Schule die berechtigten Bedürfnisse zur 
Förderung Hochbegabter nicht abdecken kann, muss nach der 
Rechtsprechung eine Schulung in einer privaten Institution als letzte 
mögliche Massnahme in Frage kommen. 
Im vorliegenden Fall bietet die Schulgemeinde P., gestützt auf eine 
Abklärung des schulpsychologischen Dienstes, Sophie während (vor-
erst) vier Wochenstunden Kleingruppenunterricht an. Dieser Klein-
gruppenunterricht ist Teil eines besonderen Programms zur Förde-
rung hochbegabter Kinder. Bei der Auswahl der Kurse - und der da-
mit verbundenen Dispensation vom Regelunterricht - wird auf die 
48 Vgl. etwa Verwaltungsgericht Aargau, 23.11.2001, C. und A.F. gegen Ein-
wohnergemeinde W., AGVE 2001, 155, E. 2a. 
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Bereiche Rücksicht genommen, in denen Sophie hochbegabt ist. Die 
schulische Unterforderung, die zum auffälligen Verhalten geführt hat 
und bewirken könnte, dass die angestrebten Lernerfolge nicht erzielt 
werden, kann mit den angeordneten Massnahmen allenfalls behoben 
werden. 
Bevor weitere Schritte zu unternehmen sind- d.h. bevor weitere An-
sprüche auf individualisierte Förderungsmassnahmen entstehen -
muss abgewartet werden, wie Sophie auf die individuelle Förderung 
im Rahmen der angebotenen Kleingruppen-Kurse reagiert. Der Be-
such einer Privatschule auf Kosten des Gemeinwesens - als teuerste 
Massnahme - kann im Einklang mit der Praxis erst ganz am Schluss 
als ultimaratiogeprüft werden. 
Der Vorschlag der Schulgemeinde P. ist damit grundsätzlich verfas-
sungskonform. 
III. Beurteilung der Einwände des Ehepaars 
Schmid 
Vorliegend argumentieren die Eitern Schmid, die vereinzelten Kurse 
könnten Sophies Unterforderung nicht beheben. Zudem sei der 
Schulweg zu den Kleingruppen-Kursen für Sophie unzumutbar. Die 
verbleibende Alternative sei die Einschulung in die «IQ-school», 
weshalb das Gemeinwesen die Kosten für diese Privatschulung zu 
übernehmen habe. 
1. Ungenügen der Kleingruppen-Kurse 
Der Wunsch der Eitern, für ihre Tochter eine optimale Schulung zu 
erhalten, steht dem Anliegen der Schulgemeinde entgegen, die zur 
Verfügungen stehenden Mittel haushälterisch einzusetzen. 
Das Bundesgericht hat zum Ausdruck gebracht, dass die im Rahmen 
von Art. 19 BV gewährleistete kostenlose Grundschulung für die Ein-
zelnen angemessen sein müsse, dass aufgrund der Verfassung aber 
nur ein erfahrungsgernäss ausreichendes Bildungsangebot eingefor-
dert werden könne49• Da die Schulgemeinde im vorliegenden Fall 
rasch Massnahmen ergriffen hat, die im Hinblick auf den schulpsy-
49 G 
B er, 5.2.2003, A. und B.D. gegen Schulgemeinde G., 2P.216/2002, E. 4.2. 
Siehe auch vorne bei Fn. 13. 
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chologischen Befund Erfolg versprechen, kann (noch) nicht davon 
ausgegangen werden, dass die Massnahmen ungen~gend sind. E:-
weist sich jedoch, dass die Massnahmen nicht gre1fen, muss d1e 
Schulbehörde weitergehende Schulungsangebote zur Verfügung stel-
len oder - als ultima ratio - die Kosten der Privatschulung überneh-
men. 
2. Ausserordentliche Situationen 
Vom Grundsatz, dass sich die Unentgeltlichkeit ausschliesslich auf 
den Besuch öffentlicher Schulen am Wohnort des schulpflichtigen 
Kindes bezieht, können in ausserordentlichen Situationen Ausnah-
men bestehen. So kann es sich beispielsweise bei abseits gelegenen 
Wohnorten aufdrängen, den Schulpflichtigen den Besuch der Schule 
einer Nachbargemeinde zu ermöglichen50 . Auch können soziale Be-
nachteiligungen oder Invalidität unentgeltlichen Unterricht in_ S~n­
derschulen oder Heimen erfordern. Für solche Ausnahmen w1rd Je-
weils ein triftiger Grund vorausgesetzt. Triftige Gründe werden an-
genommen, wenn aufgrund besonderer Verhältnisse die Anwendung 
der allgemeinen Regel des Schulbesuchs am Wohnort nicht sachge-
recht erscheint und zu Härten und Unbilligkeiten führen würde51 . 
3. Unzumutbarkeit des Schulwegs 
a) Beurteilungskriterien 
Als triftiger Grund kann dabei auch ein unzumutbarer Schulweg gel-
ten52. Der Schulweg darf keine unzumutbare Erschwerung des 
Schulbesuchs bedeuten. Ist der Weg zur Schule zu weit, zu mühsam 
oder mit unzumutbaren Gefahren verbunden, so haben die zuständi-
gen Gemeinwesen für Abhilfe zu sorgen. Bei der Beurte_i_l~ng der 
Zumutbarkeit sind die Beschaffenheit des Weges und allfalllge Ge-
fahren, die sich auf dem Weg ergeben, die persönlichen Eigenschaf-
ten des Kindes, sowie die gesamten Umstände zu berücksichtigen
53
. 
50 PLOTKE (Fn. 19), S. 232 f. 
51 Verwa ltungsgericht Aargau, 23 .11.2001, C. und A.F. gegen Einwohnerge-
meinde W., AGVE 2001, 155, E. 2c. 
52 Entscheid des Bundesrates, 17.2.1999, VPB 64.56, E. 4 f., mit Hinweisen auf 
die ältere Praxis. 
53 Entscheid des Bundesrates, 17.2.1999, VPB 64.56, Regeste. 
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Für das Kriterium der Beschaffenheit des Wegs gilt die Faustregel, 
dass eine Strecke von zweieinhalb Kilometern oder eine halbe Stun-
de Fussmarsch noch als zurnutbar gelten, sofern keine zusätzlichen 
Erschwernisse wie beispielsweise bedeutende Höhenunterschiede 
hinzukommen54. Mit dem Fahrrad gilt eine Strecke von fünf Ki lome-
tern noch als vertretbar55 . 
Als Indizien für die Gefährlichkeit des Wegs gelten etwa Strassen 
ohne Trottoirs, Übergänge über belebte Strassen ohne Lichtsignale 
oder längere Strecken in einem Wald. 
Bezüglich der Person des Schülers sind das Alter sowie die körperli-
chen und intellektuellen Fähigkeiten für die Beurteilung der Frage, 
welche Anforderungen an ein Kind im Hinblick auf den Schulweg ge-
stellt werden können, von entscheidender Bedeutung und müssen 
jeweils im Einzelfall geprüft werden. 
b) Ist Sophie der Schulweg zu den Kleingruppenkursen 
zumutbar? 
Für die Beurteilung dieser Frage wären Detailangaben notwendig, die dem Sach-
verhalt nicht zu entnehmen sind . Bei fehlenden Angaben im Sachverhalt dürfen 
nur dann Annahmen getroffen werden, wenn eine überwiegende Wahrschein-
lichkeit für diese Annahmen spricht. Andernfa lls muss mit verschiedenen Sach-
verhaltsvarianten gearbeitet werden. 
Der Kleingruppenunterricht, der Sophie angeboten wird, fi ndet in ei-
nem anderen Ortsteil statt. Die Wegstrecke beträgt zwei Ki lometer. 
Nach der genannten Faustregel gilt diese Distanz als zumutbar. 
Bezüglich der Gefährlichkeit ist zu beachten, dass zwei stark befah-
rene Hauptstrassen sowie die Bahnlinie zu überqueren sind. Ob 
Lichtsignale und ein geregelter Bahnübergang bestehen, ist aus dem 
Sachverhalt nicht ersichtlich. Sind Lichtsignale und ein geregelter 
Bahnübergang vorhanden, ist die Zumutbarkeit zu bejahen. Wenn 
nicht, müssten die individuellen Fähigkeiten von Sophie genauer ab-
geklärt werden. Da sie erst neun Jahre alt ist, wäre der Schulweg bei 
fehlenden Lichtsignalen aus Sicherheitsgründen wohl nicht zumutbar. 
Sofern die Würdigung der konkreten Umstände ergibt, dass der Weg 
zum Kleingruppen-Kurs zurnutbar ist, würde es unverändert bei den 
von der Schulgemeinde P. vorgeschlagenen Massnahme bleiben. 
54 PLOTKE (Fn. 19), S. 227. 
55 PLOTKE (Fn. 19), S. 227. 
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c) Rechtsfolgen bei Unzumutbarkeit 
Ergibt dagegen die Würdigung der konkreten Umstände, dass der 
Weg unzumutbar ist, hat dies nicht einfach die Pflicht des Gemein-
wesens zur Folge, den Besuch in der Privatschule bezahlen zu müs-
sen. Dem Sachverhalt lässt sich auch nicht entnehmen, welche Dis-
tanz bis zu dieser Privatschule zurückzulegen wäre. 
Im Einklang mit der Rechtsprechung wäre vielmehr zunächst zu prü-
fen, ob nicht andere (weniger kostenintensive) Massnahmen möglich 
wären, die den Zweck ebenfalls erreichen. Hier wäre beispielsweise 
die Übernahme der Kosten für einen sicheren Transport (z.B. mittels 
Taxi) durch das Gemeinwesen eine denkbare Möglichkeit. Die Praxis 
bejaht denn auch den Anspruch der Schülerinnen und Schüler auf 
die Übernahme der Fahrtkosten, wenn der Schulweg unzumutbar 
ist56 . 
IV. Fazit 
Eine abschliessende zusammenfassende Beantwortung der gestellten Fragen er-
leichtert es einerseits den Leserinnen und Lesern des Textes, rasch einen Über-
blick zu gewinnen . Anderseits kann sichergestellt werden, dass tatsächlich auf 
die konkrete Fragestellung eingegangen wurde. 
Der Vorsch lag der Schulgemeinde P., Sophie von den Fächern Spra-
che und Rechnen zu befreien und ihr stattdessen Kleingruppenkurse 
anzubieten, nimmt auf ihre besondere, durch die Hochbegabung be-
dingte Situation angemessen Rücksicht. Dem Anspruch auf ausrei-
chenden und unentgeltlichen Grundschulunterricht wird mit diesem 
Angebot genügt. Weitere Massnahmen - als ultima ratio auch die 
Privatschulung auf Kosten der Schulgemeinde - sind erst in Betracht 
zu ziehen, wenn die vorgeschlagenen Massnahmen keine günstige 
Wirkung zeigen. 
Selbst wenn der Weg zu den Kleingruppen-Kursen nach den von der 
Rechtsprechung entwickelten Kriterien unzumutbar sein sollte, be-
steht kein Anspruch auf die Übernahme der Kosten für den Besuch 
der «IQ-schooi»-Privatschule, da zuerst weniger weitgehende (d.h. 
kostengünstigere) Massnahmen, wie etwa die Übernahme der Taxi-
56 BGer, 25.7.2005, A. und B.D. gegen Bezirksschulrat Höfe, 2P.101/2005, 
E. 3.1; BGer, 14.10.2004, X. gegen Oberstufengemeinde Hüttwilen, 
2P.101/2004, E. 3.1; PLOTKE (Fn. 19), S. 235. 
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kosten zu den Kleingruppen-Kursen, zu ergreifen sind. Erst wenn 
sich zeigt, dass die angeordneten Massnahmen zu keiner Besserung 
führen, müssen weitere Massnahmen geprüft werden. Die Einschu-
lung in eine Privatschule als teuerste Massnahme dürfen die Kanto-
ne, ohne Art. 19 BV zu verletzen, erst als letzte mögl iche Massnahme 
in Erwägung ziehen. 
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Stars 
(Prof. Thomas Gächter") 
Sachverhalt 
Der amerikanische Filmschauspieler Howard Riot ist für den neuen 
gemeinsamen Action-Film mit seiner Filmpartnerin Amanda Diva auf 
Promotions-Tour durch Europa. Kurz vor ihrem gemeinsamen Auftritt 
in London wird bekannt, dass die beiden seit kurzer Zeit ein Paar 
sind und sich auf ihrer Europareise verloben wollen. Die Menge ju-
belnder Fans, die sich vor dem Londoner Hotel der beiden versam-
melt, verursacht ein Verkehrschaos. Zudem kommt es zu erheblichen 
Ausschreitungen, als die Polizei die Fans wegweisen will. Weiter nut-
zen Kleinkriminelle den Aufruhr, um einige Ladengeschäfte auszu-
rauben, zu denen die Polizei wegen der Menschenmenge keinen Zu-
gang hat. 
Die nächste Station auf der Europa-Tour des Paars ist Zürich. Einen 
Tag nach den Ereignissen in London steigt das Paar in einem Hotel 
ab, das in der kleinen Zürcher Gemeinde F. liegt, die rund 1100 Ein-
wohner zählt. Um Ausschreitungen zu verhindern, lässt der kantona-
le Sicherheitsdirektor umgehend für zwei Tage die Absperrung des 
besiedelten Gemeindegebiets der Gemeinde F. anordnen. Die Kan-
tonspolizei wird angewiesen, nur Personen das Gemeindegebiet be-
treten zu lassen, die dort wohnen oder belegen können, dass sie auf 
Gemeindegebiet erwerbstätig sind. Die Gemeinde F. verfügt über 
keine Normen betreffend den Umgang mit Kundgebungen auf ihrem 
Gebiet. 
Zahlreiche Fans des Paars, die mit Privatfahrzeugen sowie mit den 
öffentlichen Verkehrsmitteln anreisen, werden von der Polizei gehin-
dert, auf das Gemeindegebiet zu gelangen. 
* Ich danke Herrn RA lic. iur. Martin Knüsel für seine Mitarbeit. 
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Fragen 
1. Wie beurteilen Sie die Massnahmen aus der Sicht der weggewie-
senen Fans? 
2. Beschreiben Sie den Rechtsweg, den die weggewiesenen Fans be-
schreiten könnten, um sich nachträglich gegen die polizeiliche Mass-





Die Gemeinden des Kantons Zürich können eine eigene kommunale 
Polizei schaffen, sich dafür zusammenschliessen oder mit anderen 
Gemeinden zusammenarbeiten 1. Nimmt eine Gemeinde ihre polizeili-
chen Aufgaben nicht oder nicht umfassend wahr, erfüllt die Kantons-
polizei an ihrer Stelle die kommunalen polizeilichen Aufgaben2• 
Besteht eine Gemeindepolizei, so nimmt diese die sicherheitspolizeili-
ehen Aufgaben wahr, soweit sie nicht in die Zuständigkeit der Kan-
tonspolizei fallen. Sie ist insbesondere für die Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit sowie von Ruhe und Ordnung besorgt und 
trifft Massnahmen bei Kundgebungen und anderen Veranstaltungen3. 
Dem Sachverhalt ist zu entnehmen, dass es sich bei der Gemeinde F. 
um eine sehr kleine Gemeinde handelt. Es kann davon ausgegangen 
werden, dass sie über keine eigene Gemeindepolizei verfügt und 
somit die Kantonspolizei die kommunalen polizeilichen Aufgaben für 
sie wahrnimmt. 
Die Kantonspolizei ist eine Dienstabteilung der Direktion für Soziales 
und Sicherheit (Sicherheitsdirektion)4 und wird vom Kommandanten 
oder der Kommandantin geführt und nach aussen vertreten. Die Si-
cherheitsdirektion ist allerdings befugt, dem Kommando der Kan-
tonspolizei Weisungen zu erteilen5• 
4 
§ 3 Abs. 1 des Polizeiorganisationsgesetzes vom 29. November 2004 (POG; 
LS 551.1). 
§ 3 Abs. 2 POG. Die Kantonspolizei wird für die Übernahme der Funktion der 
Gemeindepolizei von den Gemeinden entschädigt(§ 31 Abs. 1 POG). 
§ 17 POG. Zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung greift 
die Kantonspolizei nur ausnahmsweise und nur auf Verlangen der Leitung der 
Gemeindepolizei ein. Nur in einem solchen Fal l geht das Kommando über die 
gesamten Polizeikräfte an die Kantonspolizei über, siehe § 2 Abs. 1 der Ver-
ordnung über die Zusammenarbeit der Kantons- und der Gemeindepolizei zur 
Aufrechterha ltung von Ruhe und Ordnung vom 8. Februar 1934 (LS 551.15). 
§ 4 Abs. 1 der Kantonspolizeiverordnung vom 28. April 1999 (LS 551.11). 
§ 5 der Kantonspolizeiverordnung. 
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Im Ergebnis liegt die Zuständigkeit für die Anordnung einer polizeili-
chen Massnahme bei der Kantonspolizei. Zudem durfte der kantonale 
Sicherheitsdirektor dem Kommando der Kantonspolizei eine konkrete 
Weisung erteilen. 
11. Wegweisung der angereisten Fans 
1. Tangierte Grundrechte 
Zahlreiche Fans des Schauspielerpaars werden von der Polizei gehin-
dert, auf das Gemeindegebiet zu gelangen. Die Fans wollen ihren 
Stars nahe sein, ihnen ihre Bewunderung zum Ausdruck bringen und 
sie vielleicht auch einmal persönlich sehen. Zudem hoffen sie, Zeu-
gen der Ankündigung der Verlobung von Riot und Diva zu werden. 
Zu prüfen ist deshalb, ob durch die polizeilichen Massnahmen die 
Meinungs- und Informationsfreiheit (Art. 16 BV) oder die persönliche 
Freiheit (Art. 10 Abs. 2 BV) tangiert werden. 
Der Begriff der Meinung im Sinn von Art. 16 BV ist weit zu verste-
hen. Die Meinungsfreiheit schützt neben rational sowie intuitiv er-
fassbaren Mitteilungen auch den Ausdruck von Gefühlen6• Grund-
sätzlich untersteht damit auch der Ausdruck von Bewunderung ge-
genüber Filmstars der Meinungsäusserungsfreiheit. Wird für die Mei-
nungsäusserung, wie hier, öffentlicher Grund (die Strassen rund um 
das Hotel) in Anspruch genommen, besteht ein bedingter Anspruch 
darauf, diesen dafür benutzen zu können7, wobei dieser Anspruch 
und die entgegenstehenden Interessen gegeneinander abzuwägen 
sind 8. 
Die Informationsfreiheit im Sinn von Art. 16 Abs. 3 BV umfasst das 
Recht, Informationen aus allgemein zugänglichen Quellen zu be-
schaffen und zu verbreiten. Im konkreten Fall wollen die Fans allen-
falls Zeugen sein, falls das Schauspielerpaar seine Verlobung be-
kannt geben sollte. Es ist jedoch weder gewiss noch wahrscheinlich, 
dass das Paar dies in der Gemeinde F. und noch dazu öffentlich ge-
6 ANDREAS KLEY/ESTHER TOPHINKE, in: St. Galler Kommentar, Art. 16 N. 5, 
m.w.H. 
7 Vgl. HÄFELIN/HALLER, N. 471. Einschränkend ist jedoch zu bemerken, dass 
kein Anspruch darauf besteht, seine Meinung auf einem bestimmten öffentli-
chen Platz zu bekunden (HÄFELIN/HALLER, N. 496). 
8 Z.B. BGE 127 I 164, 167 f ., E. 3a. 
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genüber den Fans tun wird, wodurch der Schutz der Informations-
freiheit in den Hintergrund rückt. 
Weiter stellt sich die Frage, ob der Schutzbereich der persönlichen 
Freiheit tangiert wird. Laut Art. 10 Abs. 2 BV hat jeder Mensch das 
Recht auf persönliche Freiheit, insbesondere auf körperliche und 
geistige Unversehrtheit und auf Bewegungsfreiheit. 
Die Bewegungsfreiheit verschafft dem Einzelnen das Recht, sich 
nach seinem Willen und ohne staatliche Eingriffe fortzubewegen9 . 
Dabei wird nicht jede Fortbewegungsmöglichkeit geschützt10• Im hier 
zu behandelnden Fall werden die angereisten Fans daran gehindert, 
auf öffentlichen Strassen auf das Gemeindegebiet zu gelangen, was 
nach der jüngeren Rechtsprechung den Schutzbereich der Bewe-
gungsfreiheit tangiert11 • 
Neben den ausdrücklich im Verfassungstext genannten Tei lgehalten 
schützt Art. 10 Abs. 2 BV auch die individuelle Selbstbestimmung. 
Diese umfasst jedoch keine allgemeine Handlungsfreiheit, auf die 
sich der Einzelne gegenüber jedem staatlichen Akt, der sich auf die 
persönliche Lebensgestaltung auswirkt, berufen könnte12 . Geschützt 
sind nur elementare Erscheinungen der Persönlichkeitsentfaltung. 
Nicht erfasst werden nebensächliche Betätigungsmöglichkeiten13• Im 
Hinblick auf die eher zurückhaltende Rechtsprechung des Bundesge-
richts, wie sie sich etwa beim Schutz der Beziehungen der Einzelnen 
zu ihren Haustieren zeigt14, dürfte auch die Beziehung von Fans zu 
ihren Idolen keine elementare Erscheinung der Persönlichkeitsentfal-
tung darstellen; dies wohl selbst dann, wenn die Fans subjektiv ihren 
Idolen ausserordentlich nahe zu stehen glauben. Die Wegweisung 
der Fans berührt deren Selbstbestimmungsrecht im Sinn von Art. 10 
Abs. 2 BV nicht. 
Im Ergebnis berühren die Absperrung des Gemeindegebiets und die 
Wegweisung der Fans die Meinungsäusserungs- und die Bewegungs-
freiheit der Fans. 
9 RAINER J. SCHWEIZER, in: St. Galler Kommentar, Art. 10 N. 22, m.w.H. 
10 HÄFELIN/HALLER, N. 354, mit Hinweis auf BGE 108 Ia 59, 60 f., E. 4a. 
11 BGE 130 I 369, 373, E. 2. 
12 BGE 130 I 369, 373, E. 2; BGE 127 I 6, 11, E. 5. 
13 HÄFELIN/HALLER, N. 357 ff. mit Hinweis auf BGE 97 I 45, 49 f., E. 3; BGE 101 
Ia 336, 346 f., E. 7. 
14 Siehe etwa BGE 132 I 7, 9 f., E. 3.2, m.w.H. 
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2. Zulässigkeit der Wegweisung 
a) Gesetzliche Grundlage 
Der Kanton Zürich kennt gegenwärtig noch kein allgemeines Polizei-
gesetz, das sämtlichen rechtsstaatliehen Anforderungen an ein mo-
dernes Polizeirecht genügt15. Dagegen enthält das seit Januar 2006 
geltende Polizeiorganisationsgesetz (POG) wichtige Normen zur Ein-
grenzung der polizeilichen Zuständigkeiten. 
Gernäss § 17 POG ist grundsätzlich die Gemeindepolizei für die Auf-
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und von Ruhe und Ord-
nung zuständig. Sie trifft insbesondere Massnahmen bei Kundgebun-
gen und anderen Veranstaltungen16. Wie bereits ausgeführt, verfügt 
die kleine Gemeinde F. über keine eigene Gemeindepolizei, d.h. die 
Kantonspolizei übernimmt für ihr Gebiet die genannten Aufgaben 17. 
Die Absperrung des besiedelten Gemeindegebiets zur Vermeidung 
von Ausschreitungen und eines Verkehrschaos dient der Aufrechter-
haltung der öffentlichen Sicherheit und von Ruhe und Ordnung. Die 
angeordnete Absperrung des Gemeindegebiets durch die Kantonspo-
lizei verfügt insofern mit § 17 POG über eine formellgesetzliche 
Grundlage. Diese ist indes sehr offen formuliert und genügt den An-
forderungen, die an die Bestimmtheit eines polizeirechtlichen Erlas-
ses gestellt werden, nur knapp18; dies vor allem auch im Hinblick 
darauf, dass die Fans über einen bedingten Anspruch darauf verfü-
gen, ihre Bewunderung des Schauspielerpaars auf öffentlichem 
Grund bekunden zu dürfen. 
Subsidiär wäre zu prüfen, ob sich das polizeiliche Handeln auf die 
Polizeigeneralklausel abstützen liesse. Der Gesetzgeber kann nicht 
alle Gefahren, welche der öffentlichen Sicherheit und Ordnung dro-
hen, voraussehen und deren Abwehr regeln, weshalb die Berufung 
auf die Generalklausel vorbehalten bleibt19. Bei Fällen ernster, unmit-
15 TOBlAS JAAG, Staats- und Verwaltungsrecht des Kantons Zürich, 3. Aufl., Zü-
rich etc. 2005, N. 3805. Immerhin liegt dem Kantonsrat seit Juli 2006 eine 
entsprechende Vorlage des Regierungsrats vor. 
16 Gernäss § 1 der Verordnung über die Zusammenarbeit der Kantons- und der 
Gemeindepolizei zur Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung ist die Ge-
meindepolizei ausdrücklich für polizeiliche Massnahmen bei Demonstrationen, 
Umzügen, Streiks und die Bewachung öffentlicher Gebäude zuständig. 
17 § 3 Abs. 2 POG; siehe vorne I. 
18 Vgl. HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, N. 2462. 
19 HÄFELIN/HALLER, N. 312. 
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telbarer und nicht anders abwendbarer Gefahr erlaubt die polizeiliche 
Generalklausel Grundrechtseingriffe und vermag eine gesetzliche 
Grundlage zu substituieren. Sie kann indes nicht angerufen werden, 
wenn typische und erkennbare Gefährdungslagen trotz Kenntnis der 
Problematik nicht normiert wurden20 . 
Im konkreten Fall ist die Gefährdungslage weder ernst noch gravie-
rend . Durch den Auftritt des Filmschauspielerpaares entstand in Lon-
don zwar ein Verkehrschaos. Auch kam es nachfolgend zu erhebli-
chen Ausschreitungen und Diebstählen. Die Gefahrenlage in einer 
Grassstadt kann jedoch nicht unbesehen auf die Landgemeinde F. 
übertragen werden. Hier sind die Verhältnisse übersichtlicher und die 
durch die hohe Besiedlungsdichte bedingten Gefährdungen, wie sie 
in Grassstädten entstehen, geringer. 
b) Öffentliches Interesse 
Im Vordergrund steht das öffentliche Interesse an Sicherheit sowie 
an Ruhe und Ordnung. Diese Polizeigüter könnten durch den An-
drang der Fans und das dadurch allenfalls verursachte Verkehrscha-
os gefährdet sein. 
c) Verhältnismässigkeit 
Die Prüfung der Verhältnismässigkeit polizeilicher Massnahmen ist in 
der Praxis besonders wichtig. Eine Massnahme darf in zeitlicher, ört-
licher, persönlicher und sachlicher Hinsicht nicht weiter gehen als er-
forderlich21. Aus dem Verhältnismässigkeitsprinzip ergibt sich zudem, 
dass sich polizeiliche Massnahmen nur gegen sogenannte Störer 
richten dürfen22. Als Störer gilt, wer die öffentliche Sicherheit stört 
oder gefährdet23 • Nur im Fall eines Polizeinotstandes dürften auch 
Freiheitsrechte von Nichtstörern gestützt auf die Polizeigeneralklau-
sel eingeschränkt werden24. Ein Polizeinotstand liegt hier jedoch 
nicht vor. 
Von der Absperrung des Gemeindegebiets sind nur Personen ausge-
nommen, die in der Gemeinde wohnen oder belegen können, dass 
20 BGE 126 I 112, 118, E. 4b. 
21 HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, N. 2479. 
22 HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, N. 2488. 
23 HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, N. 2490, zum Verhaltensstörer; HÄFELIN/HALLER, 
N. 545 . 
24 Beispielsweise die Versammlungsfreiheit, vgl. HÄFELIN/HALLER, N. 546 mit Hin-
weis auf BGE 103 Ia 310, 315, E. 4; HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, N. 2520. 
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sie auf dem Gemeindegebiet erwerbstätig sind. Die Absperrung rich-
tet sich somit nicht nur gegen allfällige Störer, sondern auch gegen 
Personen, die nach F. reisen wollen, um beispielsweise einen Arztbe-
such zu machen oder Einkäufe zu tätigen. Bei den angereisten Fans 
handelt es sich jedoch insofern um Störer, als gerade ihre Anreise 
den Anlass für die befürchtete Gefährdung von Polizeigütern bildet. 
Sol lten sich die Fans beispielsweise in Massen vor dem Hotel des 
Schauspielerpaars versammeln, so würden sie direkt Ruhe und Ord-
nung und allenfalls indirekt die öffentliche Sicherheit gefährden. Es 
ist demnach zu prüfen, ob die gegenüber den angereisten Fans ge-
troffene Massnahme verhältnismässig war. 
Die Absperrmassnahmen wären grundsätzlich geeignet, gewaltsa-
men Ausschreitungen und einem Verkehrschaos entgegen zu wirken. 
Vorliegend ist allerdings fraglich, ob von den Fans überhaupt eine 
erhöhte Gefahr ausgeht und die Massnahmen erforderlich waren . 
Mehrheitlich dürfte es sich bei den Fans um Jugendliche handeln, die 
ihre «Stars» einmal sehen und sich allenfalls ein Autogramm geben 
lassen wollen. Objektive Anzeichen dafür, dass es zu Ausschreitun-
gen kommen könnte, bestehen nicht. Die Ereignisse in London kön-
nen nicht direkt auf die Verhältnisse in der Landgemeinde F. über-
tragen werden. Zudem könnte in der vorliegenden Situation mit ei-
nem mässigen Polizeiaufgebot und einer partiellen Absperrung des 
nächsten Gebiets um das Hotel des Schauspielerpaars für Ruhe und 
Ordnung sowie für die Bewältigung des zu erwartenden erhöhten 
Verkehrsaufkommens gesorgt werden. Dies würde im Vergleich zur 
kompletten Absperrung des gesamten Gemeindegebietes für alle 
Auswärtigen eine mildere und dennoch wirksame Massnahme dar-
stellen. 
Die vol lständ ige Absperrung erweist sich damit für die Fans mindes-
tens örtlich (ganzes Gemeindegebiet) und sachlich (vollständige Ab-
sperrung statt kontrollierter Zugang) als unverhältnismässig; dies 
selbst dann, wenn man die Einschränkung der Bewegungsfreiheit, 
d.h. die Verweigerung des Zugangs zum besiedelten Gebiet der Ge-
meinde F., sowie die Beeinträchtigung der Meinungsäusserungsfrei-
heit als geri ngfügig einstuft. 
111. Fazit zu Frage 1 
Die Absperrung des gesamten Gemeindegebietes stellt einen unver-
hältnismässigen Eingriff in die Meinungsäusserungs- und die Bewe-
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gungsfreiheit der angereisten Fans dar und ist damit verfassungswid-
rig. Zudem genügt die gesetzliche Grundlage den rechtsstaatliehen 
Anforderungen nur knapp. 
Frage 2: Rechtsweg 
I. Rechtsschutz gegen polizeiliche Massnahmen 
1. Rechtsschutz bei verfügungsfreiem 
Verwaltungshandeln 
a) Qualifikation der polizeilichen Handlungen 
Die Kantonspolizei hat gegenüber den weggewiesenen Fans keine 
Verfügungen erlassen, sondern - gestützt auf den Dienstbefehl des 
Pol izeikommandos, das seinerseits auf Weisung des zuständigen Re-
gierungsrats handelte - die angereisten Fans vom Betreten des be-
siedelten Gemeindegebiets der Gemeinde F. abgehalten . Es stellt 
sich somit die Frage, ob die polizeiliche Wegweisung einen anfecht-
baren Realakt darstellt. 
b) Rechtsweggarantie gernäss Art. 29a BV 
Auf der Grundlage von Art. 29a BV hat jede Person Anspruch auf 
Beurteilung ihrer Rechtsstreitigkeiten durch eine richterliche Behör-
de. Die Rechtsweggarantie gewährleistet einen qualifizierten Rechts-
schutz. Sie garantiert bei grundsätzlich allen Rechtsstreitigkeiten Zu-
gang zu wenigstens einem Gericht, welches Rechts- und Sachver-
haltsfragen umfassend überprüfen kann25. Kennzeichen einer Ge-
richtsinstanz ist ihre Unabhängigkeit und Unparteilichkeif6• 
Die Rechtsweggarantie entfaltet vor allem dann Wirkungen, wenn 
durch die Ausgestaltung des Verfahrens, insbesondere der Sachur-
tei lsvoraussetzungen, der Zugang zum Gericht übermässig erschwert 
oder verunmöglicht wird27 • Wo immer Rechte und Pflichten zwischen 
Bürger und Staat oder zwischen Privatpersonen strittig sind oder der 
25 Siehe etwa ANDREAS KLEY, in: St. Galler Kommentar, Art. 29a N. 3 f . 
26 ESTHER TOPHINKE, Bedeutung der Rechtsweggarantie für die Anpassung der 
kantonalen Gesetzgebung, ZBI 2006, S. 90 f.; vgl. auch KLEY (Fn. 25), N. 7. 
27 TOPHINKE (Fn . 26), S. 92. 
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Staat in Grundrechte eingreift, muss der Zugang zum Gericht ge-
währleistet sein. Im Bereich des öffentlichen Rechts müssen solche 
staatlichen Anordnungen in der Regel in Verfügungsform gekleidet 
werden, da die Rechtsschutzsysteme meist auf die Anfechtung von 
Verfügungen ausgerichtet sind. Die äussere Form der Anordnung 
kann jedoch nicht allein ausschlaggebend sein28. 
Anders als ein Rechtsakt ist ein Realakt nicht auf einen Rechts-, son-
dern auf einen Taterfolg gerichtet29 . Als Beispiele lassen sich das Er-
teilen von Auskünften oder wie vorliegend eine polizeiliche Kontrolle 
oder Wegweisung anführen. Die Rechtsweggarantie verlangt nicht, 
dass jedes faktische Handeln der Behörden von einem Gericht über-
prüft werden kann. Eine gerichtliche Beurteilung ist indes zu ermög-
lichen, wenn Realakte Rechte oder Pflichten von Personen berüh-
ren30. In solchen Fällen muss eine Rechtswegmöglichkeit bestehen, 
sei es durch Einräumung eines Anspruchs auf Erlass einer Feststel-
lungsverfügung über den getroffenen Realakt oder sei es durch die 
direkte Anfechtbarkeit von Realakten, namentlich von solchen, die in 
Grundrechte eingreifen31 . Den Kantonen steht es frei, ob sie einen 
Realakt, der Rechte und Pflichten einer Person berührt, direkt als An-
fechtungsobjekt zulassen wollen oder ob sie den Betroffenen einen 
Anspruch auf Erlass einer anfechtbaren Verfügung einräumen32 . 
c) Exkurs: Anfechtung von Realakten nach Bundesrecht 
Auf Bundesebene ist aufgrund von Art. 25a VwVG der Weg über die 
Feststellungsverfügung vorgezeichnet. Nach dieser Bestimmung 
kann bei Vorliegen eines Realaktes, welcher sich auf öffentliches 
Recht des Bundes stützt und Rechte und Pflichten berührt, jeder, der 
ein schutzwürdiges Interesse hat, von der zuständigen Behörde den 
Erlass einer anfechtbaren Verfügung fordern. Er kann dabei verlan-
gen, dass die zuständige Behörde (a) widerrechtliche Handlungen 
unterlässt, einstellt oder widerruft, (b) die Folgen widerrechtlicher 
Handlungen beseitigt oder (c) die Widerrechtlichkeit von Handlungen 
feststellt. 
28 TOPHINKE (Fn. 26), S. 94. 
29 HÄFELIN/MÜLLER/UHLMANN, N. 883. 
3° KLEY (Fn. 25) N. 6; TOPHINKE (Fn. 26), S. 95. 
31 BGE 128 I 167, 175, E. 4.5; BGE 127 I 84, 87, E. 4a; BGE 126 I 250, 255, 
E. 2d; BGE 121 I 87, 91, E. 1b. 
32 TOPHINKE (Fn. 26), S. 95. 
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d) Anfechtung von Realakten im Kanton Zürich 
Nach zürcherischem Verwaltungsverfahrensrecht kann ein Realakt 
grundsätzlich unter den Begriff der Anordnung im Sinn von § 19 
Abs. 1 des Verwaltungsrechtspflegegesetzes (VRG)33 fallen34 . Zur An-
fechtung von Realakten wird jedoch auch hier vermehrt auf das In-
stitut der Feststellungsverfügung zurückgegriffen35 . 
Ist durch den Realakt ein finanzieller Schaden entstanden, kann im 
Rahmen eines Staatshaftungsverfahrens nach den §§ 6 ff. des kan-
tonalen Haftungsgesetzes36 finanzie lle Wiedergutmachung verlangt 
werden. 
2. Polizeiliche Wegweisung als anfechtbarer 
Realakt 
Die abgewiesenen Personen sind - wie vorne ausgeführt - in ihrer 
Meinungsäusserungsfreiheit sowie in ihrer persönlichen Freiheit (Be-
wegungsfreiheit) berührt. Da der polizei liche Realakt somit Rechte 
von Privaten berührt, muss er einer gerichtlichen Überprüfung 
grundsätzlich zugänglich sein. 
II. Kantonaler Rechtsweg 
1. Erlass einer anfechtbaren Feststellungsverfügung 
Im Kanton Zürich hat die Rechtsprechung seit jeher den Anspruch 
auf Erlass einer Feststellungsverfügung anerkannt, sofern der An-
sprecher ein schutzwürdiges Interesse nachweisen kann37 . Die ab-
33 Gesetz über den Rechtsschutz in Verwaltungssachen vom 24. Mai 1959 (Ver-
waltungsrechtspflegegesetz, VRG; LS 175.2). 
34 ALFRED KÖLZ/JÜRG ßOSSHART/MARTIN RöHL, Kommentar zum Verwaltungs-
rechtspflegegesetz des Ka ntons Zürich, 2. Aufl., Zürich 1999, § 19 N. 10 so-
wie§ 21 N. 8. 
35 KöLZ/BOSSHART/RöHL (Fn. 34), § 19 N. 10. Siehe etwa Verwaltungsgericht 
Zürich, 4.5.2006, VB.2006.00143, E. 1.2. 
36 LS 170.1. 
37 Verwaltungsgericht Zürich, 4.5.2006, VB.2006.00143, E. 1.2. Vgl. auch 
KöLZ/BOSSHART/RÖHL (Fn. 34), § 19 N. 10 und BGE 121 I 87, 91 f., E. 1b. 
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gewiesenen Fans müssten demnach bei der kantonalen Sicherheits-
direktion eine Feststellungsverfügung erwirken38 • 
2. Rekurs an den Regierungsrat 
Sofern in der Feststellungsverfügung die Rechtswidrigkeit der Ab-
sperrung des Gemeindegebiets nicht anerkannt wird, muss zunächst 
der verwaltungsinterne Beschwerdeweg beschritten werden. 
Anordnungen einer unteren Verwaltungsbehörde können laut § 19 
Abs. 1 VRG mit Rekurs an die obere Behörde weitergezogen werden. 
In § 19a VRG ist gegen erstinstanzliehe Anordnungen der Direktio-
nen der Rekurs beim Regierungsrat vorgesehen. Der Umstand, dass 
der Sicherheitsdirektor der Kantonspolizei eine Weisung erteilt hat, 
führt zu keiner Veränderung des Rechtsmittelwegs, da dem zürcheri-
schen Verwaltungsverfahrensrecht ein Sprungrekurs oder eine 
Sprungbeschwerde im Sinn von Art. 47 Abs. 2 VwVG fremd ist39 . 
Zum Rekurs legitimiert ist, wer durch die angefochtene Verfügung 
berührt ist und ein schutzwürdiges Interesse an deren Änderung 
oder Aufhebung hat40 . Als Verfügungsadressaten stehen die abge-
wiesenen Fans in einer besonderen, beachtenswerten, nahen Bezie-
hung zum Streitgegenstand41 . Zudem machen sie die Verletzung ver-
fassungsmässiger Rechte geltend, weshalb auch das schutzwürdige 
Interesse an der Beschwerdeführung grundsätzlich zu bejahen ist. 
Die Schutzwürdigkeit beinhaltet jedoch auch das Erfordernis der Ak-
tualität des Rechtsschutzinteresses. Streitig ist im vorliegenden Fall 
die polizeiliche Wegweisung von Fans anlässlich des Aufenthalts des 
Schauspielerpaars. Da dieses wieder abgereist ist, besteht kein aktu-
elles Rechtsschutzinteresse mehr. Vom Erfordernis der Aktualität 
kann indes abgesehen werden, wenn sonst in Grundsatzfragen kaum 
je ein rechtzeitiger Entscheid gefällt werden könnte und wenn sich 
die aufgeworfene Frage jederzeit unter gleichen oder ähnlichen Um-
38 Da die Befugnis für erstinstanzliehe Entscheide nicht an die Kantonspolizei 
delegiert worden ist (siehe die Verordnung über die Delegation von Entschei-
dungsbefugnissen vom 9. Dezember 1998 [LS 172.14]), ist die Sicherheitsdi-
rektion für eine allfä ll ige Feststellungsverfügung zuständig. Sollte diese den 
Erlass verweigern, könnte dies als Rechtsverweigerung beim Regierungsrat 
gerügt werden. 
39 Siehe Verwaltungsgericht Zürich, 10.7.2002, VB.2002.00202, E. 3a. 
40 § 21 Bst. a VRG. 
41 KöLZ/BOSSHART/RÖHL (Fn. 34), § 21 N. 23. 
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ständen wieder stellen könnte und an ihrer Beantwortung wegen ih-
rer grundsätzlichen Bedeutung ein hinreichendes öffentliches Inte-
resse besteht42 • In Anbetracht der Verfahrensdauer besteht in einem 
Fall wie dem hier vorliegenden kaum je die Möglichkeit, eine Bewilli-
gungsverweigerung zeitgerecht gerichtlich zu überprüfen. Den hier 
aufgeworfenen Fragen kommt auch eine grundsätzliche Bedeutung 
zu, stehen doch Probleme der Ausübung verfassungsmässiger Rech-
te zur Diskussion. Es ist auch durchaus möglich, dass sich eine ähnli-
che Frage im Umgang mit Prominenten in Zukunft erneut stellen 
könnte. 
Die Legitimation der abgewiesenen Fans zum Rekurs ist somit gege-
ben. Der Rekurs ist innert 30 Tagen seit der Mitteilung der angefoch-
tenen Anordnung bei der Rekursinstanz schriftlich einzureichen43 . 
3. Beschwerde ans Verwaltungsgericht 
a) Anforderungen des BGG an den kantonalen 
Instanzenzug 
Im Anwendungsgebiet der Beschwerde in öffentlich-rechtlichen An-
gelegenheiten werden die Kantone verpflichtet, als unmittelbare Vor-
instanzen des Bundesgerichts obere Gerichte einzusetzen44 • Als obe-
re Gerichte gelten dabei die kantonalen Verwaltungsgerichte45 • Somit 
wird grundsätzlich vorausgesetzt, dass der Entscheid des Regie-
rungsrats zunächst an das kantonale Verwaltungsgericht weitergezo-
gen werden muss. 
b) Zulässigkeit der Verwaltungsgerichtsbeschwerde 
Den Kantonen wird in Art. 130 Abs. 3 BGG eine Frist von zwei Jahren 
eingeräumt, um ihre Gerichtsorganisation den Vorgaben des BGG 
anzupassen, d.h. den neuen46 Anforderungen des BGG an die kanto-
nalen Vorinstanzen muss erst per 1. Januar 2009 genügt werden . 
Bereits nach geltendem Recht kann jedoch gernäss § 41 Abs. 1 VRG 
42 KÖLZ/BOSSHART/RÖHL (Fn. 34), § 21 N. 25; BGE 121 I 279, 282, E. 1. 
43 § 22 Abs. 1 VRG. 
44 Art. 86 Abs. 2 BGG. Dies gilt aufgrundder Verweisung in Art. 114 BV auch für 
Streitigkeiten, die mit der subsidiären Verfassungsbeschwerde vor Bundesge-
richt gebracht werden können. 
45 Botschaft des Bundesrates zur Totalrevision der Bundesrechtspflege vom 
28. Februar 2001, BBI 2001, 4326. 
46 D.h. den Anforderungen, die über Art. 98a OG hinausgehen . 
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gegen einen Entscheid des Regierungsrats Beschwerde an das Ver-
waltungsgerichtgeführt werden. 
111. Beschwerde ans Bundesgericht 
1. Anfechtungsobjekt 
Gernäss Art. 82 Bst. a BGG beurteilt das Bundesgericht Beschwerden 
gegen Entscheide in Angelegenheiten des öffentl ichen Rechts. Uner-
heblich ist dabei, ob der Entscheid in Anwendung von kantonalem 
oder von eidgenössischem Recht ergangen ist. Vorliegend stützt sich 
der Entscheid betreffend die polizeiliche Wegweisung auf kantonales 
Recht. 
2. Vorinstanz 
Laut Art. 86 Abs. 1 Bst. d BGG ist die Beschwerde zulässig gegen 
Entscheide letzter kantonaler Instanzen, sofern nicht die Beschwerde 
ans Bundesverwaltungsgericht zulässig ist. 
Wie bereits dargelegt ist dabei erforderlich, dass ein oberes kantona-
les Gericht - hier das Zürcher Verwaltungsgericht - kantonal letztin-
stanzl ieh entschieden hat. Die Beschwerde ans Bundesverwaltungs-
gericht ist nicht zulässig, da diese gernäss Art. 31 VGG eine Verfü-
gung im Sinne von Art. 5 VwVG voraussetzt, d.h. eine Verfügung, die 
sich auf öffentliches Recht des Bundes stützt. In casu stützen sich 
sämtliche hoheitlichen Anordnungen auf kantonales Recht. 
3. Beschwerdegründe 
Die Verletzung von Bundesrecht bildet einen Beschwerdegrund im 
Sinn von Art. 95 Bst. a BGG und umfasst auch die Verletzung der 
Bundesverfassung . Somit kann die Verletzung verfassungsmässiger 
Rechte, hier der Meinungsäusserungsfreiheit und der persönlichen 
Freiheit, gerügt werden. 
4. Beschwerdelegitimation 
Neben der Partei- und Prozessfähigkeit setzt Art. 89 Abs. 1 BGG für 
die Beschwerdelegitimation natürlicher Personen voraus, dass der 
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Beschwerdeführer am vorinstanzliehen Verfahren teilgenommen hat, 
durch den angefochtenen Entscheid besonders berührt ist und ein 
schutzwürdiges Interesse an dessen Aufhebung hat. Abgewiesene 
Fans, die mündig sind und am bisherigen Verfahren als Parteien mit -
gewirkt haben, erfüllen diese Voraussetzungen. 
Bezüglich des schutzwürdigen Interesses verlangt die Praxis, dass 
auch noch im Zeitpunkt der Entscheidung ein aktuelles und prakti-
sches Interesse an der Aufhebung des angefochtenen Entscheids be-
stehen muss. Für die diesbezüglichen Ausführungen kann auf die 
Ausführungen zum Rekurs an den Regierungsrat verwiesen wer-
den47. Ein hinreichendes Interesse ist demnach zu bejahen. 
5. Beschwerdefrist und -form 
Die Beschwerde ist gernäss Art. 100 Abs. 1 BGG innert 30 Tagen seit 
der vollständigen Ausfertigung des vorinstanzliehen Urteils in einer 
Amtssprache (Art. 42 BGG) beim Bundesgericht einzureichen. Sie hat 
ein Rechtsbegehren, eine Begründung mit Angabe der Beweismittel 
sowie die Unterschrift des Beschwerdeführers zu enthalten. Bei 
elektronischer Zustellung muss das Dokument mit einer anerkannten 
elektronischen Signatur versehen sein. 
6. Keine Anwendbarkeit der subsidiären 
Verfassungsbeschwerde 
Die subsidiäre Verfassungsbeschwerde kommt im Bereich des öffent-
lichen Rechts in denjenigen Fällen zur Anwendung, in denen die Be-
schwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten aufgrund des 
Ausnahmenkatalogs von Art. 83 BGG ausgeschlossen ist, sowie dort, 
wo die Streitwertgrenzen gernäss Art. 85 BGG nicht erreicht werden. 
Hier liegt weder ein Anwendungsfall von Art. 83 noch von Art. 85 
BGG vor, weshalb die subsidiäre Verfassungsbeschwerde nicht zur 
Verfügung steht. 
47 Vorne bei Fn. 42. 
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IV. EMRK-Beschwerde 
Gegen das Urteil des Bundesgerichts kann beim Europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte in Strassburg Beschwerde geführt wer-
den48. Im Vordergrund stünde dabei die Rüge der Verletzung von 
Art. 10, allenfalls auch von Art. 8 EMRK. Die Beschwerde ist innert 
sechs Monaten seit Erlass des Bundesgerichtsentscheids zu erhe-
ben49. 
48 Art. 34 EMRK. 
49 Art. 35 Abs. 1 EMRK. 
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Frauenzunft 
(Prof. Beatrice Weber-Dürlerjlic. iur. Viviane Kuli) 
Sachverhalt 
In der Stadt X. findet seit vielen Jahrzehnten einmal jährlich der Um-
zug der Zünfte statt; vor Jahren ist der Nachmittag, an dem der viel-
besuchte Umzug stattfindet, zum kommuna len Feiertag erklärt wor-
den. Der Umzug wird organisiert vom «Zentralverband der Zünfte». 
Ihm gehören alle historischen Zünfte an, doch wurden im Lauf der 
Zeit auch neue Zünfte aufgenommen, die von interessierten Bewoh-
nern eines einzelnen Quartiers gegründet worden waren. Die Zünfte 
selbst sind wie der «Zentralverband» als Körperschaften des Privat-
rechts organisiert und nehmen durchwegs nur Männer auf. 
Vor einigen Jahren wurde in der Stadt X., in der Rechtsform des Ver-
eins, eine sog. «Frauenzunft» gegründet, die ausschliesslich Frauen 
als Mitg lieder hat. Sie bewirbt sich darum, am jährlichen Umzug der 
Zünfte teilnehmen zu können. Der «Zentralverband» weigert sich je-
doch beharrlich, die «Frauenzunft» als Mitglied aufzunehmen oder 
ihr einen Platz im Umzug einzuräumen. 
Der Stadtrat hat ein gewisses Verständnis für die Anliegen der 
«Frauenzunft» und hat ihr im letzten Jahr die Bewilligung erteilt, vor 
Beginn des eigentlichen Umzugs der Zünfte einen separaten, stark 
gekürzten Umzug zu veranstalten. Die «Frauenzunft» möchte aber 
noch mehr erreichen . Nehmen Sie zu folgenden Fragen oder Vor-
schlägen Stellung: 
